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Präambel: 
Die Gemeinde Bodenkirchen erlässt im Regelverfahren gem. § 2 Abs. 1, 
§§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und der zum Zeitpunkt des 
Erlasses gültigen Fassungen des BauGB, der Bayerische Bauordnung 
(BayBO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) und der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauungsplan 
mit Grünordnungsplan „Südlich der Arberstraße“ als  
S a t z u n g. 

  

   

§ 1 - Räumlicher Geltungsbereich 

Als räumlicher Geltungsbereich gilt der Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan i. d. F. vom __.__.____ einschließlich derr 
Festsetzungen durch Text und Planzeichen. 

§ 2 - Bestandteil der Satzung 

Als Bestandteil dieser Satzung gilt der ausgearbeitete Bebauungsplan mit 
Grünordnungsplan mit 1. Plandarstellung im Maßstab 1:1.000 und 
2. Festsetzungen durch Text. 

§ 3 - Inkrafttreten 

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 
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Stand 
 

23.03.2026 – Vorentwurf 
 

 

 

 
 
 

1. Der Gemeinderat d e r  Gemeinde Bodenkirchen hat in der Sitzung vom 23.03.2026 gemäß 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans „Südlich der Arberstraße“ beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. 

 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 

Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.03.2026 findet in der Zeit 
vom 29.06.2026 bis 31.07.2026 statt. 

 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.03.2026 findet in 
der Zeit vom 29.06.2026 bis 31.07.2026 statt. 

 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ werden die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis 
__.__.____ beteiligt. 

 
5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wird mit der Begründung gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ im Internet veröffentlicht. Zusätzlich 
werden die Unterlagen während der üblichen Dienststunden im Bauamt, Gemeinde Bodenkirchen, 
Ebenhauserstraße 1, öffentlich ausgelegt. Die Unterlagen werden über das zentrale Internetportal 
des Landes zugänglich gemacht. 

 
6. D ie  Gem einde Bodenkirchen hat mit Beschluss d e s  Gemeinderates v o m  __.__.____ den 

Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen. 
 

7. Ausgefertigt: 
Bodenkirchen, den __.__.____ 
 
 
  (Siegel) 
____________________________  
(Doris Wimmer, Erste Bürgermeisterin)  
 

8. D e r  Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __.__.____ gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan zzgl. Begründung 
mit Anlagen und Umweltbericht werden seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Bauamt 
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der 
Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 3 sowie 
Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen. 
 
Bodenkirchen, den __.__.____ 
 
 
  (Siegel) 

____________________________  
(Doris Wimmer, Erste Bürgermeisterin)  
 

C) SCHALLSCHUTZ 
 
14 FESTSETZUNGEN GEMÄSS SCHALLSCHUTZGUTACHTEN 

 Das Schallschutzgutachten wird zum Entwurfsverfahren bereitgestellt. 

5 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden über die Festsetzung von Baugrenzen gemäß 
§ 23 Abs. 3 BauNVO geregelt. Auf die Festsetzung durch Planzeichen zu Baugrenzen wird 
Bezug genommen. 

5.1 Nebenanlagen 
Nebenanlagen innerhalb des Geltungsbereiches können auf den privaten Grundstücken auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) errichtet werden. Ein einseitiger 
Grenzanbau ist auf einer Länge von max. 9,00 m zulässig. 

5.2 Private Verkehrsflächen 
5.2.1 Zufahrten 

Die im Bebauungsplan ausgewiesenen Ein- und Ausfahrten zu den Gewerbegrundstücken sind 
als Vorschlag zu werten. Ihre Lage kann, soweit es die Festsetzungen durch Planzeichen der 
überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) zulassen, auch verändert werden.  

5.2.2 Stellplätze 
Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind ausschließlich auf den privaten Grundstücksflächen 
innerhalb der im Bebauungsplan ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen 
(Baugrenzen) anzuordnen. 
Hinweis: 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze ist abhängig von der tatsächlichen Nutzung und im Zuge der 
Einzelbaugenehmigung nachzuweisen. 

5.3 Abstandsflächen 
Die Abstandsflächen innerhalb des Geltungsbereiches bemessen sich ausschließlich gemäß 
Art. 6 BayBO. 

6 RÜCKHALTUNG VON NIEDERSCHLAGSWASSER  
(§ 9 ABS. 1 NR. 14 BAUGB) 
Auf den privaten Grundstücksflächen sind ausreichend dimensionierte Rückhalte- bzw. 
Pufferanlagen zur Sammlung des anfallenden Niederschlagswassers bereitzustellen 
(dezentrale Niederschlagswasserrückhaltung). 

Eine Drosselgröße von 1 l/s pro 1.000 m² Grundstücksfläche ist mindestens einzuhalten. 
Verschmutztes Regenwasser ist vor der Einleitung auf den einzelnen Baugrundstücken 
entsprechend zu behandeln (Merkblatt DWA-M 153, Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 
Regenwasser). 

7 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (ART. 81 BAYBO) 

7.1 Gestaltung baulicher Anlagen 
7.1.1 Nebenanlagen 

Dachform: Flachdach (FD), Pultdach (PD), Satteldach (SD). 
Dachneigung: bei PD: max.   7°, 
 bei SD: max. 35°. 
Dachdeckung: zulässig sind alle harten Deckungen sowie Gründach; 
Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 1,00 m. 
Dachaufbauten: unzulässig. 

7.1.2 Gebäude 
MI / Gemeinbedarf / Fläche für Sportanlagen 
Dachform: Satteldach (SD)/ höhenversetztes Satteldach (hSD). 
Dachneigung: max. 35°. 
Dachdeckung: Ziegel- oder Betondachsteine in rot-rotbraun, anthrazit oder grau. 
Dachüberstand: Ortgang und Traufe max. 1,00 m. 
Dachaufbauten: unzulässig. 

SO-Einzelhandel 
Dachform: Flachdach (FD)/ Pultdach (PD). 
Dachneigung: max. 7°. 
Dachdeckung: Gründach (siehe Festsetzungen durch Text B) 10.3). 
Dachüberstand: Zulässig gemäß der Festsetzung der Baugrenzen. 
Dachaufbauten: aufgeständerte Solarmodule, technische Anlagen sowie Oberlicht / 

Lichtkuppeln sind zulässig. 

 

7.2 Regenerative Energien 
Solarthermie oder Photovoltaikanlagen sind als eigenständige Dachhaut zulässig. 

Aufgeständerte Modulkonstruktionen sind ausschließlich auf Flachdächern (FD) und im SO-
Einzelhandel zusätzlich auf Pultdächern (PD) zulässig. 

7.3 Einfriedungen 
Art und Ausführung:  Metallzaun, Maschendrahtzaun, Holzzaun sowie lebende Zäune; 

die Einzäunung ist so zu gestalten, dass sie für Kleintiere keine 
Barriere darstellt (ein Bodenabstand von mind. 15 cm ist einzuhalten). 

Höhe der Einfriedung:  max. 2,00  m ab fertigem Gelände. 
Sockel: unzulässig. 

7.4 Gestaltung des Geländes 

Das Gelände innerhalb des Geltungsbereiches darf nur in der Form verändert werden, wie es 
hinsichtlich der festgesetzten Nutzung erforderlich ist. Das Geländeniveau hat sich dabei an der 
neuen Erschließungsstraße zu orientieren. 

Abgrabungen/ Aufschüttungen: 
Innerhalb des Geltungsbereiches sind Abgrabungen bis 2,50 m und Aufschüttungen bis 
max. 1,50 m zulässig. 

Stützmauern: 
Art und Ausführung:  Steingitterkörbe (Gabionen)/ Natursteinmauern/ Sichtbeton. 
Höhe:  max. 1,50 m ab fertigem Gelände. 
 Weitere Geländeunterschiede sind in Form von natürlichen 

Böschungen vorzunehmen. 

Stützmauern entlang von Grundstücksgrenzen am Ortsrand sind unzulässig. 

Die Geländehöhen sind auf die jeweiligen benachbarten Grundstücke abzustimmen. Gemäß 
§ 37 WHG sind Abgrabungen und Aufschüttungen so auszuführen, dass die Veränderungen 
bezüglich wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil Dritter erfolgen. 

7.5 Werbeanlagen 
Werbeanlagen an Gebäuden und baulichen Anlagen dürfen nicht über die Fassadenoberkante 
hinausragen. 

Freistehende Werbeanlagen als Werbemasten oder Werbestelen sind n u r  innerhalb des 
Sondergebietes in den ausgewiesenen Baugrenzen bis zu einer Höhe von max. 8,00 m zulässig. 
Werbepylone dürfen eine max. Grundfläche von 2,00 x 2,00 m nicht überschreiten.  

Fahnenmasten sind bis zu einer Höhe von 7,00 m zulässig. 

Beleuchtete Werbeanlagen sind nur zulässig, soweit die einzelnen Schriftzeichen rückseitig 
beleuchtet werden (indirekte Beleuchtung). Blinklichter und selbstleuchtende Werbeanlagen sind 
unzulässig. Werbeanlagen sind so zu errichten, dass durch diese Verkehrsteilnehmer auf den 
öffentlichen Verkehrserschließungsstraßen nicht geblendet bzw. irritiert werden. Auch der 
Verkehr auf der B 299 darf durch Werbeanlagen nicht negativ beeinträchtigt werden. 
Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung zulässig und bleiben der 
Einzelgenehmigung vorbehalten. 

A) BEBAUUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 BauGB sowie Art. 6 und Art. 81 BayBO 

 
1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS.1 Nr.1 BAUGB) 

1.1 Mischgebiet (§ 6 BauNVO) 
Nicht zulässig gemäß § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO sind: 
 Einzelhandelsbetriebe jeder Art, 
 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke, 
 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen, 
 Vergnügungsstätten jeder Art. 

1.2 Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO) 

SO – Einzelhandel  
Das Sondergebiet dient der Unterbringung eines großflächigen Einzelhandelsbetriebes für Le-
bensmittel und Getränke in Form eines Vollsortimenters. 

1.2.1 Zulässige Nutzungen 
 Vollsortimenter mit Getränkemarkt, 
 Café / Imbiss mit Außenbestuhlung, 
 Anlieferzone, 
 Büro- und Sozialräume, 
 Technik, 
 Lagerflächen, 
 Kfz-Stellplätze mit zugehörigen Zufahrten. 

1.2.2 Verkaufsfläche 
Die maximal zulässige Verkaufsfläche des Sondergebietes beträgt 1.200 m². 
Eine Überschreitung dieser Gesamtfläche ist unzulässig. Für die Ermittlung der Gesamtverkaufs-
fläche ist die Summe sämtlicher Sortimente einschließlich der Konzessionäre maßgebend. 

1.3 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Nr. 5 BauGB) 
Mit den Zweckbestimmungen: 
 Schule 

Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für folgende Nutzungen: 
Gebäude und bauliche Anlagen einschließlich aller dazugehörigen Nebenanlagen für Kfz-
Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, Schulgarten, Pausenhof, Schulsportanlagen im Außenbe-
reich, etc. 

 Feuerwehr, Energiezentrale 
Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für folgende Nutzungen: 
Gebäude und bauliche Anlagen einschließlich aller dazugehörigen Nebenanlagen für Kfz-
Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, Übungsplatz, etc. 

 Gemeindehaus, 
Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für folgende Nutzungen: 
Gebäude und bauliche Anlagen einschließlich aller dazugehörigen Nebenanlagen für Kfz-
Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, etc. 

 Jugendtreff, sonstige soziale Einrichtungen, 
Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für folgende Nutzungen: 
Gebäude und bauliche Anlagen einschließlich aller dazugehörigen Nebenanlagen für Kfz-
Stellplätze, Zufahrten, Zugänge, etc. 

1.4 Öffentliche Grünfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Nr. 15 BauGB) 
 Fläche für Sportanlagen: 

Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für folgende Nutzungen: 
 Tennisplätze, 
 Stockbahn, 
 Spielplatz mit Sitzgelegenheiten, 
 Parkanlage mit Sitzgelegenheiten, 
 Vereinsheim, 
 Parkflächen mit Zufahrten, 
 sonstige Nebenanlagen. 
 

2 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 ABS. 1 Nr. 1 BAUGB) 
2.1 Zulässige Grund-/ Geschossfläche 

Nutzung 
Grundflächenzahl (GRZ) 

§ 17 i. V. m. § 19 BauNVO 

Geschossflächenzahl 
(GFZ) 

§ 17 i. V. m. § 20 BauNVO 

MI max. 0,5 max. 0,8 

SO – Einzelhandel max. 0,6 max. 1,0 

Flächen für den Gemeinbedarf max. 0,5 max. 0,8 

Nutzung 
Grundfläche (GR) 

§ 19 BauNVO 
Geschossfläche (GF) 

§ 20 BauNVO 

Fläche für Sportanlagen max. 3.250 m²   max. 250 m² 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 
Definition: 

Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche zu 
liegen kommen und über mind. 2/3 Ihrer Grundfläche eine Höhe von mind. 2,30 m aufweisen. 

2.3 Höhe baulicher Anlagen 
2.3.1 Wandhöhe (WH) 

 MI:      max.   6,50 m. 
 SO – Einzelhandel:    max.   9,50 m. 

 Flächen für den Gemeinbedarf   
 Schule:     max.   8,50 m, 
 Feuerwehr:    max.   8,00 m, 
 Gemeindehaus:    max.   6,50 m, 
 Jugendtreff:    max.   6,50 m. 

 Private Grünfläche – Fläche für Sportanlagen   
 Vereinsheim:    max.   4,50 m. 

 

Definition: 

Zu messen ab FFOK-Erdgeschoss/ Untergeschoss bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der Dach- 
haut an der Traufseite oder bis zum oberen Abschluss der Wand bzw. im SO bis zum oberen Abschluss der 
Attika. 

2.3.2  Bezugspunkt der Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB) 
Der Bezugspunkt zur Definition der Höhenlage der untersten Geschossebene (FFOK-EG), 
orientiert sich jeweils gemäß Planzeichen an der Grundstücksgrenze zur Verkehrserschließung. 

Eine Höhendifferenz bis max. 0,50 m ist jeweils zulässig. 

3 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB) 
Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. 

Eine Grenzbebauung ist hier nur für Garagen/ Carports und Nebengebäude zulässig. 

4 FIRSTRICHTUNG (§ 9 ABS. 1 Nr. 2 BAUGB) 
Eine detaillierte Firstrichtung wird nicht festgesetzt. Die Firstrichtung hat jedoch parallel zur 
längeren Gebäudeseite zu verlaufen. 

Die Anordnung der Gebäude ist parallel oder senkrecht zur Erschließungsstraße vorzunehmen. 

11 ARTENLISTEN 
Bei der Gehölzverwendung ist auf das Einbringen standortheimischen Pflanzmaterials des 
Vorkommensgebiets „6.1 Alpenvorland“ zu achten. Die Verwendung von Nadelgehölzen und 
Scheinzypressen ist nicht zulässig. 

11.1 Gehölze 1. Ordnung 
Einzelgehölz: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 12-14 cm, 
Straßenraumprofil, falls erforderlich;  
Pflanzung in der Fläche: verpflanzter Heister, ohne Ballen, Höhe 150-200 cm: 
 Acer platanoides  Spitz-Ahorn, 
 Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn, 
 Alnus glutinosa  Schwarz-Erle, 
 Betula pendula  Sand-Birke, 
 Fraxinus excelsior  Gemeine Esche, 
 Quercus robur  Stiel-Eiche, 
 Tilia cordata  Winter-Linde 
und andere standortheimische Arten. 

11.2 Gehölze 2. und 3. Ordnung 
Einzelgehölz: Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 12-14 cm, 
Straßenraumprofil, falls erforderlich;  
Pflanzung in der Fläche: verpflanzter Heister, Höhe 125-150 cm: 
 Acer campestre  Feld-Ahorn, 
 Carpinus betulus  Hainbuche, 
 Malus sylvestris  Holz-Apfel, 
 Prunus avium  Vogel-Kirsche, 
 Pyrus pyraster  Holz-Birne, 
 Salix alba   Silber-Weide, 
 Sorbus aucuparia  Gemeine Eberesche, 
 Sorbus aria   Mehlbeere 
und andere standortheimische Arten. 

11.3 Sträucher 
Mindestqualität: Strauch, mind. 4 Triebe, Höhe 60-100 cm: 

 Berberis vulgaris  Berberitze, 

 Cornus mas  Kornelkirsche 

 Cornus sanguinea  Roter Hartriegel, 

 Corylus avellana  Haselnuss, 

 Crataegus monogyna Weißdorn, 

 Euonymus europaeus Pfaffenhütchen, 

 Ligustrum vulgare  Liguster, 

 Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche, 

 Rhamnus catharticus Kreuzdorn, 

 Rosa gallica  Essigrose, 

 Rosa glauca  Rotblättrige Rose, 

 Rosa majalis  Zimtrose, 

 Rosa rubiginosa  Weinrose, 

 Rosa spinosissima  Bibernellrose, 

 Rosa tomentosa  Filzrose, 

 Rubus fruticosa  Brombeere, 

 Rubus idaeus  Himbeere, 

 Salix aurita   Öhrchen-Weide, 

 Salix caprea  Salweide, 

 Salix cinera   Grau-Weide, 

 Salix viminalis  Flecht-Weide, 

 Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 

und andere standortheimische Arten. 

 

10.2 Öffentliche Grünfläche – Entwicklung einer artenreichen Blumenwiese 
 Entwicklungsmaßnahmen: 

 Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung für frische, nährstoffreiche Standorte aus dem 
Herkunftsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion zu verwenden. D as Mi-
schungsverhältnis beträgt 50% Kräuter und 50% Gräser. Ansaatstärke 4 g/m². 

 Pflegemaßnahmen: 
In den ersten drei Jahren ist eine ein- bis zweischürige Mahd, evtl. auch dreischürige Mahd – 
Häufigkeit in Abhängigkeit der Aufwuchsmenge – durchzuführen: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August, 
 dritter Schnitt Ende September. 
Im Weiteren ein- bis zweischürige Mahd, je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt im Juni, 
 zweiter Schnitt im September. 

10.3 Dachbegrünung 
Die Dächer im SO-Einzelhandel sind extensiv zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. Der 
Schichtaufbau muss mindestens 12 cm, die Substratschicht mindestens 8 cm betragen. Die Flä-
che ist mit einer standortgerechten, gebietsheimischen Gräser-/ Kräutermischung anzusäen oder 
mit standortgerechten Stauden und Sedumsprossen zu bepflanzen und so zu unterhalten 
(§ 9 (1) 25 BauGB). 

Die Dachbegrünung kann mit aufgeständerten PV-Anlagen kombiniert werden; die Begrünungs-
pflicht bleibt uneingeschränkt bestehen. Der Mindestabstand zwischen Substratschicht und 
Unterkante der Paneele darf 30 cm nicht unterschreiten. Auf bis zu 20 % der Dachflächen sind 
folgende Nutzungen zulässig: technische Anlagen, Lichtkuppeln, Dachfenster, nicht brennbare 
Abstandsstreifen, Attika. 

10.4 Pflanzgebote und Pflanzbindungen 

Einzelbäume: 

Auf den dargestellten Standorten sind Bäume der Artenlisten 11.1 bzw. 11.2 zu pflanzen, zu un-
terhalten und bei Abgang in der folgenden Pflanzperiode zu ersetzen. Der Standort kann durch 
Verschieben von bis zu 3,00 m vom Planeintrag angepasst werden. 

Die durch die Pflanzbindung geschützten Bäume sind zu unterhalten und bei Abgang artgleich zu 
ersetzen. 

Baum-/ Strauchpflanzung: 

Beabsichtigt ist die Anlage einer mesophilen Hecke mit einzelnen Überhältern: Die Pflanzung hat 
im Verhältnis von 80 % Sträuchern und 20 % Bäume zu erfolgen. 
 Die Strauchpflanzungen sind mindestens dreireihig vorzunehmen. Es gelten ein Pflanzab-

stand in der Reihe von 1,5 m und ein Reihenabstand von 1,0 m, wobei die Reihen auf Lücke 
zu setzen sind. Die Pflanzung hat in Gruppen von 7-9 Stück einer Art (Artenliste 11.3) zu ge-
schehen. 

 Auf die Fläche verteilt sind Bäume der Artenliste 11.2 zu pflanzen. Die Pflanzarbeiten sind in 
der nach der Fertigstellung der Baumaßnahmen folgenden Pflanzperiode fachmännisch aus-
zuführen. 

 Die nicht bepflanzten Bereiche und Räume zwischen den Gehölzen sind zu mähen. Die Ge-
hölze sind in ihrer Entwicklung zu fördern. 

 Mahd je nach Bedarf. 
 

10 ENTWICKLUNGSMASSNAHMEN/ PFLEGEMASSNAHMEN 
Grundsätzlich ist nur die Verwendung von autochthonem Saat- und Pflanzgut zulässig. Ein ent-
sprechender Nachweis muss der Unteren Naturschutzbehörde unaufgefordert und rechtzeitig 
vor der Durchführung vorgelegt werden. 

Bei der Mahd ist ein ca. 1/3 Altgrasstreifen zu belassen und es sind Schnitthöhen zwischen 
8 bis 10 cm zu beachten, um Kleinstlebewesen zu schützen. 

Anfallendes Mähgut ist am darauffolgenden Tag abzufahren und ordnungsgemäß zu verwerten. 
Der Einsatz von Düngung, Pflanzenschutzmitteln und Kalkung ist nicht gestattet. 

Die nachstehenden Gestaltungsmaßnahmen sind dauerhaft zu unterhalten und entsprechend 
u. g. Vorgaben zu pflegen. 

Die Maßnahmen der Grünordnung inklusive Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind spätes-
tens innerhalb eines Jahres nach dem Entstehen von Eingriffen in Natur und Landschaft im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans qualitativ hochwertig umzusetzen. 

10.1 Öffentliche Grünfläche – Straßenbegleitgrün mit Pflanzgebot 
 Entwicklungsmaßnahmen: 

 Für die Ansaat ist eine Saatgutmischung mit vor allem salzverträglichen Arten aus dem 
Herkunftsgebiet 16 Unterbayerische Hügel- und Plattenregion zu verwenden. Ansaatstärke 
5 g/m². Der Kräuteranteil beträgt 30% und der Gräseranteil 70%. 

 Pflegemaßnahmen: 

Ein- bis zweischürige Mahd je nach Aufwuchsmenge: 
 erster Schnitt Anfang Juni, 
 zweiter Schnitt Anfang August. 

 
 

B) GRÜNORDNUNGSPLAN 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB 
 

8 VERKEHRSFLÄCHEN, STELLPLÄTZE, ZUFAHRTEN, ZUGÄNGE 

Auf eine geringstmögliche Befestigung ist zu achten: untergeordnete bzw. gering belastete Ver-
kehrsflächen und sonstige aufgrund ihrer Nutzung nicht zwingend zu befestigende Flächen – 
mit Ausnahme aller Bereiche, wo grundwassergefährdende Stoffe anfallen oder von denen eine 
erhöhte Verschmutzungsgefahr ausgeht – sind mit unversiegelten und/ oder teilversiegelten Be-
lägen zu befestigen. 

Eine Versiegelung ist nur in dem Umfang zulässig, wie es eine einwandfreie Benutzung der Ver-
kehrsflächen erfordert und andere Rechtsvorschriften dem nicht entgegenstehen, wobei im Sinne 
des Bodenschutzes wasserdurchlässigen Deckschichten der Vorrang einzuräumen ist. 

Die Stellplätze im Freibereich sind als befestigte Flächen mit Versiegelungsbeschränkung aus-
zuführen, wobei der Durchlässigkeitsgrad der Belagsdecke der Durchlässigkeit des anstehen-
den Bodens anzupassen ist. Vorgesehen sind Porenpflaster, Rasenfugenpflaster, Sandfugen-
pflaster, Rasengitterpflaster, Schotterrasen und vergleichbare Beläge. 

9 NICHT ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN 

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen und nicht anderweitig für betriebliche Zwecke ge-
nutzten Freiflächen innerhalb des Planungsbereiches sind gemäß Art. 7 Abs. 1 BayBO was-
seraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen.  

Diese Bereiche sind entweder als Rasen- oder Wiesenflächen oder Staudenbeete anzulegen 
und gegebenenfalls mit Gehölzen entsprechend der Artenlisten unter Ziffer B) 11 zu überstel-
len. 

Schotterflächen, die mit Vliesen, Gewebe, Folien und dergleichen unterlegt sind, sind generell 
nicht zulässig! 

Eine Befestigung innerhalb dieser Flächen ist nur für Zugänge, Zufahrten, Aufenthaltsbereiche 
und Einfriedungen zulässig.  

13 FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM AUSGLEICH 
Die erforderlichen Ausgleichsflächen und -maßnahmen werden im Entwurfsverfahren aufgezeigt. 

 
 
 
12 ARTENSCHUTZMASSNAHMEN 

Schutz vor Vogelschlag 

Zur Vermeidung von Vogelschlag und damit der Tötung von Tierarten ist für Glasflächen und  
-fassaden mit einer Größe von mehr als 5 m² ausschließlich die Verwendung von 
Vogelschutzglas zulässig. 

Leuchtmittel 

Bei den Außen-, Parkplatz-, Werbeanlagen- und Straßenbeleuchtungen sind ausschließlich 
insektenunschädliche Leuchtm itte l (Natriumdampf-Lampen oder LED „warmweiß" mit  
max. 2700 K) zu verwenden. 

Es ist darauf zu achten, dass die Abstrahlung nach oben verhindert und das Licht gezielt auf die 
zu beleuchtenden Flächen, d. h., nach unten gerichtetem Licht, gelenkt wird. Strahler und 
Bodenleuchten sind daher nicht zulässig. Die Parkplatz- und Werbebeleuchtung ist außerhalb der 
Öffnungszeiten oder spätestens ab 23:00 bis 6:00 Uhr abzuschalten. 

10 ALTLASTEN 
Sollten wider Erwarten Hinweise auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen im Zuge 
der Bauarbeiten festgestellt werden, ist mit der Bodenschutzbehörde des Landratsamtes Lands-
h u t  das weitere Vorgehen unverzüglich abzuklären (Mitteilungspflicht  
gem. Art. 1 BayBodSchG). 

11 GRUNDWASSERSCHUTZ 
Die Freilegung von Grundwasser ist beim Landratsamt Landshut – Wasserrecht – umgehend 
anzuzeigen. Für eine ggf. erforderliche Bauwasserhaltung ist beim Landratsamt Landshut – 
Wasserrecht – rechtzeitig eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 

12 UMGANG MIT WASSERGEFÄHRDENDEN STOFFEN 
Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (§ 62 WHG) sowie für das Einleiten von Produk-
tionsabwässern in die Sammelkanalisation (§ 58 WHG) wird auf die wasserrechtlichen Anzeige- 
bzw. Genehmigungspflichten hingewiesen. 

13 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG 
Die Grundstücksentwässerung hat nach DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752 und 
DIN EN 12056 zu erfolgen. 

Hinsichtlich des Umgangs mit Niederschlagswasser wird auf die Vorgaben der Regelwerke der 
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) M153 „Hand-
lungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ hingewiesen. Für nicht erlaubnisfreie Ein-
leitungen ist vom jeweiligen Grundstückseigentümer die wasserrechtliche Erlaubnis einzuholen. 
Der Nachweis für eine schadlose Überflutung (DIN 1986-100) ist zu erbringen. 

Bei Dachdeckungen mit Zink-, Blei- oder Kupfergehalt, die eine Gesamtfläche von 50 m² über-
schreiten, sind zusätzliche Reinigungsmaßnahmen für die Dachwässer erforderlich. Bei be-
schichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach  
DIN 55928-8 bzw. die Korrosivitätskategorie C 3 (Schutzdauer „lang“) nach  
DIN EN ISO 12944-5 einzuhalten. Eine entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgese-
henen Materials ist dann vorzulegen. 

14 ARTENSCHUTZ 
Zur Einhaltung des Verletzungs- und Tötungsverbotes nach Art. 44 Abs. 1 Nummer 1 Bundesna-
turschutzgesetz darf die Baufeldfreimachung grundsätzlich nur in der Zeit vom  
1. Oktober bis Ende Februar erfolgen. Soll die Baufeldfreimachung in der Zeit von 1. März bis 
Ende September erfolgen, so sind ab Anfang März geeignete Vergrämungsmaßnahmen (zum 
Beispiel Überspannung der Flächen mit Flatterbändern oder Bearbeitung des Oberbodens in 
wöchentlichem Abstand) durchzuführen. 
 

15 DIN-NORMEN 
Die in den Festsetzungen des Bebauungsplans genannten DIN-Normen und weiteren Regel-
werke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten in 
der Gemeinde eingesehen werden. Die betreffenden DIN-Vorschriften usw. sind auch archiv-
mäßig hinterlegt beim Deutschen Patentamt. 

16 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Grünordnungsplan umfasst die ver-
messenen Grundstücksflächen der Flurnummern 4/1, 4/6, 4/7, 4/12, 13/12, 535 (TF), 535/1, 
535/34, 537 (TF), 537/1, 538, 538/1, 539/2, 539/3, 539/6, 539/7, 539/8, 539/9, 539/10, 539/11, 
539/12, 539/13, 587 (TF), 589 (TF), 592/4 (TF) der Gemarkung Aich mit einer Fläche von 
ca. 56.545 m². 

17 INKRAFTTRETEN 
Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan tritt am Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
 

7 IMMISSIONEN DURCH DIE LANDWIRTSCHAFT 
Unmittelbar an den Geltungsbereich grenzen landwirtschaftlichen Nutzflächen an. Im Zuge einer 
ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen müssen 
die Anlieger mit zeitweise bedingten Geruchsimmissionen (Gülle, Mist, Pflanzenschutzmittel), 
Staubimmissionen (Ernte-Drusch, Trockenheit) und Lärmimmissionen (landwirtschaftliche Ma-
schinen) – auch an Sonn- und Feiertagen – rechnen. Die Bauwerber sind entsprechend darauf 
hinzuweisen. 

8 FÜHRUNG UND SCHUTZ VON VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
Die Unterbringung der erforderlichen Versorgungsleitungen sollte aus städtebaulichen und gestal-
terischen Gründen im Einvernehmen mit den Leitungsträgern unterirdisch erfolgen. 

Bei Anpflanzung von Bäumen und Großsträuchern ist zu unterirdischen Ver- und Entsorgungslei-
tungen ein Abstand von mindestens 2,50 m einzuhalten. Bei kleineren Sträuchern ist ein Min-
destabstand von 1,50 m ausreichend. 

9 ABFALLRECHT 
Größe, Zahl und Art der Abfallbehältnisse richten sich nach den Bestimmungen der jeweiligen 
geltenden Satzung. Kann der angefallene Müll nicht direkt durch die Müllfahrzeuge abgeholt 
werden, muss von den Abfallbesitzern dieser zu dem nächsten anfahrbaren Sammelplatz ge-
bracht werden. Auf § 16 Nr. 1 der Unfallverhütungsvorschriften Müllbeseitigung (DGUV-
Vorschrift 43) wird verwiesen. 
 

6 IMMISSIONSSCHUTZ 
xy. 

 

1 PLANGRUNDLAGE 
Die aktuelle digitale Flurkarte (DFK) der Bayerischen Vermessungsverwaltung wurde von der 
Gemeinde Bodenkirchen zur Verfügung gestellt. 

2 FREIFLÄCHENGESTALTUNG 
In den Einzelgenehmigungsverfahren kann durch die Bauaufsichtsbehörde nach § 1 Abs. 2 Bau-
VorlV die Erstellung eines detaillierten Freiflächengestaltungsplanes durch einen qualifizierten 
Fachplaner angeordnet werden, um eine ausreichende, den Standortverhältnissen entsprechen-
de Eingrünung der Baulichkeiten zu gewährleisten und eine Umsetzung der grünordnerischen 
Festsetzungen sicherzustellen. Es wird dringend empfohlen den Freiflächengestaltungsplan im 
Vorfeld mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landratsamts Landshut abzustimmen. 

3 BODENSCHUTZ – SCHUTZ DES OBERBODENS, MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
Bei baulichen und sonstigen Veränderungen des Geländes ist der anfallende Oberboden in nutz-
barem Zustand zu erhalten und so zu sichern, dass er jederzeit zu Kulturzwecken verwendet 
werden kann. Er ist in seiner gesamten Stärke anzuheben und in Mieten (max. 3,00 m Basisbrei-
te, 1,00 m Kronenbreite, 1,50 m Höhe, bei Flächenlagerung 1,00 m Höhe) zu lagern. Oberboden-
lager sind oberflächig mit Gründüngung anzusäen. Die Mieten dürfen nicht mit Maschinen befah-
ren werden. 

Der gewachsene Bodenaufbau soll überall dort erhalten werden, wo keine baulichen Anlagen er-
richtet und auch sonst keine nutzungsbedingte Überprägung der Oberfläche geplant bzw. erfor-
derlich ist. Bei Oberboden, der abtransportiert und anderweitig wieder auf landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen verwertet werden soll, ist § 12 Bundesbodenschutzverordnung (BBodschV) zu 
beachten. 

4 NACHBARSCHAFTSRECHT 
Zu angrenzenden benachbarten Flächen sind nachfolgende Abstände entsprechend AGBGB 
einzuhalten: 
 0,50 m für Gehölze niedriger als 2,00 m Wuchshöhe, 
 2,00 m für Gehölze höher als 2,00 m Wuchshöhe. 
Gegenüber einem landwirtschaftlich genutzten Grundstück ist bei Bäumen von mehr als 2,00 m 
Höhe ein Abstand von 4,00 m zu wahren. 

5 DENKMALSCHUTZ 
Bei Erdarbeiten zu Tage kommende Keramik-, Metall- oder Knochenfunde sind umgehend dem 
Landratsamt Kelheim bzw. dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege zu melden. Die auf-
gefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der An-
zeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Auf die entsprechenden Bestimmun-
gen des Art. 8 Abs. 1 und 2 BayDschG wird verwiesen. 
 
 

Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung der Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

Öffentliche Grünfläche – Entwicklung einer artenreichen Blühwiese  
(s. Ziffer 10.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Private, nicht überbaubare Grundstücksfläche 
(s. Ziffer 9 der Festsetzungen durch Text) 

 
Vorhandene Gehölze, zu erhalten 
(s. Ziffer 10.4 der Festsetzungen durch Text) 

 
Einzelbaum – Pflanzgebot 
(s. Ziffer 10.4 der Festsetzungen durch Text) 

 
Gehölzgruppe Baum-/ Strauchpflanzung – Pflanzgebot 
(s. Ziffer 10.4 der Festsetzungen durch Text) 

 

 
 
 
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes mit 
Grünordnungsplan 

 
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

Mischgebiet 
(s. Ziffer 1.1 der Festsetzungen durch Text) 

 
Sonstiges Sondergebiet 
(s. Ziffer 1.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Fläche für den Gemeinbedarf  
(s. Ziffer 1.3 der Festsetzungen durch Text) 

 
 Schule 
 
  Feuerwehr 
 
  Gemeindehaus 
 
Öffentliche Grünfläche 
(s. Ziffer 1.4 der Festsetzungen durch Text) 

 
  Spielplatz / Bolzplatz 
 
  Sportanlage  
  Stockbahn, Tennis 

 
  Parkanlage 
 

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
 
Zahl der Vollgeschosse 
 

max. 2 Vollgeschosse zulässig 
 
Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

 
Baugrenze:  D ie  den Hauptnutzungszwecken dienenden überbaubaren 

Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 
 

Baugrenze für öffentliche Parkflächen, Stellplätze, Werbepylone. 
  
Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 

Überregionale Straßenverkehrsfläche 
B 299 

 
Sichtdreieck  
Die festgesetzten Sichtdreiecke sind von jeglicher Bebauung (auch verfahrensfreier), Ablagerungen und 
sichtbehinderndem Bewuchs über 0,80 m über Fahrbahnoberkante und von parkenden Fahrzeugen 
freizuhalten. Bäume sollen nur als Hochstämme mit einem Astansatz über 2,50 m Höhe gepflanzt bzw. 
müssen bis zu einer Höhe von mindestens 2,50 m über Fahrbahnoberkante ausgeastet werden. 

 
Öffentliche Straßenverkehrsfläche 
Erschließungsstraße 

 
Öffentlicher, multifunktionaler Randstreifen 
zum Parken, Ausweichen etc. 

 
Öffentlicher Geh-/ Radweg  
 
Öffentliche Parkfläche 
 
Straßenbegleitgrün 
(s. Ziffer 10.1 der Festsetzungen durch Text) 

 
Straßenbegrenzungslinie 
 
Private Verkehrsfläche  
 
Privater, öffentlich zugänglicher Aufenthaltsbereich  
für Café mit Außenbestuhlung etc. 

 
Kfz-Stellplätze 
 
Ein-/ Ausfahrt 
(s. Ziffer 4.2.1 der Festsetzungen durch Text) 

 
Garageneinfahrt 
 
Zugang 
 

Flächen für Versorgungsanlagen und Abwasserbeseitigung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 
 

Energiezentrale 
 
Flächen zur Niederschlagswasserbeseitigung 
Ausführung als naturnahe Versickerungsmulde; 
schematische Darstellung; Festlegung der Lage und Ausführung auf Ebene der Entwässerungsplanung. 

 

 
 
 
Bauverbotszone zur Bundesstraße B 299 
(0-20 m vom Fahrbahnrand gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG) 

 
Baudenkmal mit Aktennummer 
(Nachrichtliche Übernahme: Bayerisches Landesamt für Denkmalschutz; BayernAtlas) 

 
Bodendenkmal mit Aktennummer 
(Nachrichtliche Übernahme: Bayerisches Landesamt für Denkmalschutz; Lage gemäß BayernAtlas) 

 
Bushaltestelle Linien 545, 547 | 2026 
 
Höhenangabe in m über NHN 
(Ermittlung aus DGM1 Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung, KomPlan) 

 
Höhenlinie mit Höhenangabe in m über NHN 
(Ableitung aus DGM1 Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung, KomPlan) 

 
Hauptgebäude mit Hausnummer/ Nebengebäude – Bestand 
 
Flurnummer 
 
Flurstücksgrenze 
 

 
 
 
Sonstige Planzeichen 

 
Abgrenzung nach Art der baulichen Nutzung 
 
Bezugspunkt Höhenlage baulicher Anlagen 
(s. Ziffer 2.3.2 der Festsetzungen durch Text) 

 
Nutzungsschablone 
1. Art der baulichen Nutzung 
2. Grundflächenzahl (GRZ) | Grundfläche (GR) 
3. Geschossflächenzahl (GFZ) | Geschossfläche (GF) 
4. Dachform (DF) und Dachneigung (DN) 
5. Wandhöhe (WH) 

 
Abbiege-/ Fahrtrichtung 
 
Bemaßung in Meter – Beispiel 
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